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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE 

In der Sitzung vom 17. Januar 2002 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit 
und Verteidigungspolitik die Genehmigung zur Ausarbeitung eines Initiativberichts gemäß 
Artikel 47 Absatz 2 und Artikel 163 der Geschäftsordnung über den Dritten Jahresbericht des 
Rates gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der 
Europäischen Union für Waffenausfuhren erhalten hat. 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und 
Verteidigungspolitik benannte in seiner Sitzung vom 25. Februar 2002 Gary Titley als 
Berichterstatter. 

Der Ausschuss prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 11. Juli, 9. und 
10. September 2002. 

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag einstimmig bei 
einer Enthaltung an. 

Bei der Abstimmung waren anwesend: Elmar Brok, Vorsitzender; Baroness Nicholson of 
Winterbourne, Geoffrey Van Orden, Christos Zacharakis, stellvertretende Vorsitzende; Gary 
Titley, Berichterstatter; Bastiaan Belder, Andrew Nicholas Duff (in Vertretung von Ole 
Andreasen), Marielle de Sarnez (in Vertretung von Gunilla Carlsson), Pernille Frahm (in 
Vertretung von André Brie), Michael Gahler, Jas Gawronski, Alfred Gomolka, Giorgos 
Katiforis (in Vertretung von Alexandros Baltas), Christoph Werner Konrad (in Vertretung 
von John Walls Cushnahan), Joost Lagendijk, Catherine Lalumière, Cecilia Malmström, 
Pedro Marset Campos, Emilio Menéndez del Valle, Pasqualina Napoletano, Arie M. 
Oostlander, Jacques F. Poos, Lennart Sacrédeus (in Vertretung von Gerardo Galeote 
Quecedo), Jannis Sakellariou, Jacques Santer, Amalia Sartori, Jürgen Schröder, Elisabeth 
Schroedter, Ioannis Souladakis, The Earl of Stockton (in Vertretung von Alain Lamassoure), 
Ilkka Suominen, Charles Tannock, Bob van den Bos, Paavo Väyrynen, Karl von Wogau und 
Matti Wuori. 

Der Bericht wurde am 10. September 2002 eingereicht. 
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Dritten Jahresbericht des Rates 
gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen 
Union für Waffenausfuhren (2001/2254(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

� in Kenntnis des Dritten Jahresberichts des Rates gemäß Nummer 8 der operativen 
Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
(2001/C351/01),1 

� gestützt auf Artikel 17 des Vertrags über die Europäische Union betreffend die 
rüstungspolitische Zusammenarbeit und Artikel 296 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft über die Wahrung der nationalen Sicherheitsinteressen, 

� unter Hinweis auf seine Entschließung vom 3. Oktober 2001 zum Jahresbericht 2000 des 
Rates über den EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren (13177/1/2000 � C5-
0111/2001),2 

� gestützt auf Artikel 47 Absatz 2 und Artikel 163 seiner Geschäftsordnung, 

� in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, 
Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik (A5-0286/2002), 

A. in der Erwägung, dass das außenpolitische Vorgehen der EU von den Werten der 
Demokratie und dem Schutz der Menschenrechte bestimmt ist, 

B. in der Erwägung, dass den Verträgen zufolge die gemeinsame Handelspolitik der EU im 
Einklang mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik stehen sollte, 

C. in der Erwägung, dass die Ereignisse des Jahres 2001 einmal mehr gezeigt haben, dass die 
Weiterverbreitung von Waffen eine der Hauptursachen für die Instabilität in der Welt ist, 

D. in der Erwägung, dass organisierte Verbrecher und internationale Waffenschmuggler ihre 
illegalen Aktivitäten im Bereich von Kleinwaffen ausgebaut haben und Waffenhandel in 
großem Umfang entlang von Routen betreiben, die in einigen Fällen auch durch das 
Hoheitsgebiet der Europäischen Union führen, 

E. in der Erwägung, dass der EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren das umfassendste 
internationale System zur Kontrolle von Waffenausfuhren ist, 

F. in der Erwägung, dass die wirksame Kontrolle der Endverwender von Waffenausfuhren, 
der lizensierten Fertigung und der Waffenvermittlung für die Bekämpfung des 
unerlaubten Waffenhandels und die wirksame Unterbindung von Waffenlieferungen an 
ungeeignete Endverwender unverzichtbar ist, 

                                                           
1 ABl. C 351 vom 11.12.2001 
2 ABl. C 87 E vom 11.4.2002, S. 136 
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G. in der Erwägung, dass die europäische Verteidigungsindustrie von wirtschaftlicher und 
strategischer Bedeutung für die EU ist, 

H. in der Erwägung, dass eine neuerliche Erweiterung der EU unmittelbar bevorsteht, 

I. in der Erwägung, dass jedwedes System zur Kontrolle der Waffenausfuhren im globalen 
Kontext am wirksamsten wäre, um das Ziel einer Verminderung des weltweiten 
Waffenhandels zu erreichen, 

J. in der Erwägung, dass Transparenz im Bereich der Waffenausfuhrpolitik die beste 
Gewähr für die Sicherheit der EU ist, 

K. in der Erwägung, dass einige Mitgliedstaaten immer noch keinen Jahresbericht über ihre 
Waffenausfuhrpolitik ausarbeiten und in den von anderen Mitgliedstaaten verfassten 
Berichten keine einheitliche Linie festzustellen ist, 

1. begrüßt den Dritten Jahresbericht über die Umsetzung des Verhaltenskodex; 

2. hält den Bericht für einen bedeutenden Fortschritt in der Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Waffenausfuhren; 

3. begrüßt die Einigung auf Leitlinien für die Kontrolle der Vermittlungstätigkeit für Waffen 
und ist der Meinung, dass alle Mitgliedstaaten dafür sorgen sollten, dass diese Leitlinien 
in ihre nationalen Rechtsvorschriften aufgenommen und durch wirksame Strafen 
unterstützt werden sollten; 

4. hofft, dass der Rat einen Zeitplan für die Umsetzung dieser Leitlinien vorlegen wird; 

5. ist ferner der Auffassung, dass der Rat außerdem prüfen sollte, 

 a) inwieweit gegen EU-Staatsbürger vorgegangen werden kann, die außerhalb des EU-
Hoheitsgebiets einer Waffenvermittlungstätigkeit nachgehen; 

 b) welche Maßnahmen zur Regulierung von Dienstleistungen ergriffen werden können, 
auf die Waffenvermittler angewiesen sind, z.B. Transport- und 
Finanzdienstleistungen; 

6. begrüßt unter diesem Gesichtspunkt das vor kurzem erlassene belgische Gesetz über 
Maklergeschäfte; weist darauf hin, dass durch dieses Gesetz ein Register von 
zugelassenen Waffenmaklern eingerichtet wird, strenge Bedingungen an Einzelpersonen, 
die in das Register aufgenommen werden wollen, gestellt und empfindliche Sanktionen 
gegen diejenigen ermöglicht werden, die gegen diese Bestimmungen verstoßen oder als 
Makler für Waffengeschäfte fungieren, ohne eine Zulassung zu besitzen; ermuntert alle 
EU-Mitgliedstaaten, dringend die Verabschiedung derartiger Rechtsvorschriften in die 
Wege zu leiten; 

7. räumt ein, dass der Dritte Jahresbericht gegenüber den beiden ersten Berichten eine 
Verbesserung hinsichtlich der Transparenz der gelieferten Informationen darstellt; ist 
gleichwohl besorgt, dass die unterschiedlichen nationalen Systeme der Datenerhebung 
und -meldung einer ordnungsgemäßen Überwachung im Wege stehen; fordert den 
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dänischen Vorsitz auf, Verbesserungen bei der Datenmeldung zu erzielen; 

8. begrüßt die Erstellung eines Musterformblatts mit statistischen Daten, die den nationalen 
Berichten der einzelnen Mitgliedstaaten entnommen sind; meint, dass dies zu größerer 
Konvergenz der gelieferten Informationen führen dürfte; 

9. ist der Auffassung, dass alle Mitgliedstaaten ihre nationalen Jahresberichte auf der 
Grundlage vereinbarter Standards und bewährter Praktiken veröffentlichen sollten; 

10. ist der Auffassung, dass diese Berichte u.a. nähere Angaben zu den erteilten oder 
verweigerten Einzellizenzen einschließlich einer Beschreibung der Güter und Einzelheiten 
über Wert, Menge und Endverwender der Ausrüstung sowie nähere Angaben über das 
Liefer- und das Empfängerland enthalten sollten; 

11. vertritt den Standpunkt, dass sich die Mitgliedstaaten auf einen gemeinsamen Ansatz zur 
Behandlung informeller Verweigerungen einigen sollten; 

12. begrüßt die Verpflichtung zu einer weiten Auslegung des Begriffs �im Wesentlichen 
gleiche Transaktion�; meint, dass diese Auslegung sich auf die Auswirkungen der 
betreffenden Transaktionen stützen sollte; 

13. begrüßt die Verständigung auf eine mehr multilaterale Konsultation zwischen den 
Mitgliedstaaten, wenn sich ergeben hat, dass zwei Transaktionen nicht im Wesentlichen 
gleich sind; ist ferner der Auffassung, dass letztlich alle Mitgliedstaaten in den 
Konsultationsprozess eingebunden werden sollten; 

14. begrüßt die im Rahmen von COARM geleistete Arbeit zur Einführung gemeinsamer 
Standards für die Endverwenderzertifizierung; 

15. meint, dass zu einem umfassenden System der Endverwenderkontrollen Überprüfungen 
vor der Ausfuhr, ein wirksames System der Endverwenderzertifizierung sowie 
Überwachungs- und Follow up-Verfahren nach der Ausfuhr gehören sollten; 

16. ist der Meinung, dass Überlegungen darüber angestellt werden sollten, wie die 
Mitgliedstaaten die Informationen über Probleme mit Endverwendern am besten 
gemeinsam nutzen können; 

17. begrüßt die Verpflichtung des Rates zur Untersuchung der lizensierten Fertigung im 
Ausland; hofft, dass Maßnahmen ergriffen werden, um sicherzustellen, dass die 
Auswirkungen bezüglich Umleitung und Missbrauch bedacht werden, wenn über 
Lizenzen für die Fertigung im Ausland entschieden wird; 

18. hält es für unverzichtbar, für die optimale Einbindung der Beitrittsländer in den 
Informationsaustausch- und Konsultationsprozess des Verhaltenskodex Sorge zu tragen 
und fordert die Beitrittsländer auf, sich die Grundsätze des EU-Verhaltenskodex zu Eigen 
zu machen, die notwendigen Rechtsvorschriften zu erlassen und Maßnahmen zur 
ordnungsgemäßen Anwendung des Kodex umzusetzen; 

19. fordert die Mitgliedstaaten auf, darauf hinzuwirken, dass sich die Vereinigten Staaten 
wieder an der Entwicklung eines internationalen Verhaltenskodex beteiligen; 
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20. fordert die Mitgliedstaaten auf, weiterhin andere waffenexportierende Länder, 
insbesondere die Länder der westlichen GUS, zu ermutigen, sich die Grundsätze des EU-
Verhaltenskodex zu Eigen zu machen; 

21. anerkennt die Bedeutung der im Rahmen von COARM geleisteten Arbeit zur Entwicklung 
gesetzlicher Kontrollen der elektronischen Weitergabe von mit Gütern auf der 
gemeinsamen Liste zusammenhängenden Software-Programmen und Technologien; 

22. bekräftigt erneut seine Auffassung, dass der Verhaltenskodex für die Mitgliedstaaten 
rechtsverbindlich sein sollte; 

23. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten und der Drittstaaten, die sich zur 
Einhaltung der Grundsätze des EU-Verhaltenskodexes bereit erklärt haben, zu 
übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Im Dezember 2001 veröffentlichte der Ministerrat der EU seinen Dritten Jahresbericht über 
den EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren. Der Kodex war am 25. Mai 1998 vom Rat der 
Europäischen Union angenommen worden, und zwar auf der Grundlage der vom 
Europäischen Rat von Luxemburg und, 1992, vom Europäischen Rat von Lissabon 
beschlossenen 8 Kriterien. Entsprechende Jahresberichte wurden bereits 1999 und 2000 
veröffentlicht. Das Europäische Parlament begrüßte beide Berichte, zeigte jedoch weitere 
Bereiche auf, in denen seiner Ansicht nach der Verhaltenskodex noch stärker greifen könnte. 
Diese Bemerkungen und Kritikpunkte sollten uns jedoch nicht davon abhalten anzuerkennen, 
dass der Kodex das umfassendste internationale Kontrollsystem für Waffenausfuhren ist. Kein 
anderes derartiges System verfügt in dem Maße gemeinsam über Informationen über 
Waffentransfers. Es setzt Standards, die die anderen übernehmen sollten. 

Der Dritte Jahresbericht macht die dem Verhaltenskodex innewohnende Eigendynamik 
deutlich. Die Anwendung des Kodex führt die Mitgliedstaaten zu mehr Dialog, gegenseitigem 
Verständnis und Konvergenz. Es ist offensichtlich, dass das anfängliche Misstrauen einiger 
Mitgliedstaaten größerem Vertrauen weicht. In vom Parlament als wichtig erachteten 
Bereichen werden Fortschritte erzielt. 

Waffenvermittlung 

Das Europäische Parlament hat es stets als großes Manko des Kodex empfunden, dass nicht 
auf die Kontrolle von Waffenvermittlungstätigkeiten eingegangen wird. 

Im Dritten Jahresbericht heißt es nun, dass die Mitgliedstaaten �sich auf eine Reihe von 
Leitlinien für die Kontrolle der Vermittlungstätigkeit für Waffen geeinigt (haben), die den 
nationalen Gesetzgebungen als Orientierung dienen könnten.� Diese Leitlinien empfehlen, 
dass die Mitgliedstaaten für Transaktionen, �bei denen Kauf- und Verkaufstätigkeiten (der 
Vermittler für Waffen wird rechtlich Eigentümer der Waffen oder der militärischen Güter) 
oder Mittlertätigkeiten (der Vermittler erwirbt das Material nicht selbst) stattfinden,� eine 
Lizenz oder eine schriftliche Genehmigung ausstellen. Die Mitgliedstaaten werden ferner 
aufgefordert, ernstlich zu erwägen, �Register einzurichten, in die die Vermittler eingetragen 
würden, oder diese zu verpflichten, bei den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem 
sie ansässig oder niedergelassen sind, eine schriftliche Genehmigung einzuholen.� Außerdem 
sollten �die auf diesem wichtigen Gebiet gesetzlich vorgeschriebenen Kontrollen � mit 
wirksamen Sanktionen einhergehen.� Weitere diesbezügliche Arbeiten werden zugesagt. 

Dies ist ein wichtiger Durchbruch, der die volle Unterstützung des Parlaments finden sollte. 
Der Dritte Bericht enthält allerdings keinen Zeitplan für die Durchführung der Kontrollen von 
Waffenvermittlern. Dies sollte für die Mitgliedstaaten eine Hauptpriorität sein. 

Zu überlegen wäre auch, wie die Aktivitäten der von außerhalb der EU operierenden EU-
Waffenvermittler sowie die Zusatzdienstleistungen wie Transport- und 
Finanzdienstleistungen, auf die die Vermittler angewiesen sind, kontrolliert werden können. 
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Transparenz 

Die Effizienz des Verhaltenskodex lässt sich nur dann richtig einschätzen, wenn die 
Informationen im Jahresbericht absolut transparent sind. Nach Meinung des Parlaments ist 
dies derzeit nicht der Fall, teils wegen der Art und Weise, wie die Informationen präsentiert 
werden, hauptsächlich aber wegen der unterschiedlichen nationalen Datenmeldungsstandards. 
Der Rat hat dies erkannt, und es ist eine gewisse Verbesserung in Bezug auf die zur 
Verfügung gestellten Informationen zu verzeichnen, sowohl auf EU- als auch auf nationaler 
Ebene. 

EU-Ebene 

Nach dem EU-Kodex sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, einander vertraulich 
Jahresberichte zu übermitteln, die Informationen über die Rüstungsausfuhren enthalten, es ist 
aber nicht im einzelnen angegeben, woraus diese Informationen bestehen sollten. 

Der Dritte Bericht ist eine eindeutige Verbesserung gegenüber seinen Vorläufern, da für jeden 
Mitgliedstaat folgende Angaben gemacht werden: 

• die Gesamtzahl der erteilten Genehmigungen (global und aufgeschlüsselt nach 
Empfängerregionen) 

• der Gesamtwert der erteilten Genehmigungen und/oder ausgeführten Güter (global und 
aufgeschlüsselt nach Empfängerregionen) 

• die Anzahl der Verweigerungsmitteilungen 

• die Anzahl der eingeleiteten bilateralen Konsultationen 

• die Anzahl der eingegangenen Konsultationsanträge. 

Wegen der unterschiedlichen Datenerhebungs- und -meldungssysteme, die EU-weit in 
Gebrauch sind, lassen sich diese Angaben leider nicht unmittelbar vergleichen. Dänemark hat 
wissen lassen, dass die Verbesserung der Datenmeldung zu den Prioritäten des Vorsitzes (Juli 
bis Dezember 2002) gehört. Dies wäre zu begrüßen. 

Nationale Ebene 

Da der EU-Jahresbericht eine Konsolidierung der einzelstaatlichen Berichte ist, wird volle 
Transparenz nur zu erreichen sein, wenn man sich auf gemeinsame nationale Meldestandards 
einigt. Laut dem Dritten Jahresbericht wurde zu diesem Zweck ein Musterformblatt erstellt, 
das die den nationalen Berichten jedes Mitgliedstaats entnommenen statistischen Daten 
enthält, um Konvergenz- und Divergenzbereiche aufzuzeigen und damit die Ermittlung 
prioritärer Bereiche zu ermöglichen, auf die sich die Harmonisierung in erster Linie 
konzentrieren sollte. Dieses Musterformblatt ist zu begrüßen, sofern es als Mittel zur 
Förderung der Offenlegung und nicht als Basis für die Beschränkung der Transparenz auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner benutzt wird. 
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Um absolute Transparenz zu gewährleisten, müssten die Jahresberichte wohl u.a. umfassende 
Angaben über die erteilten oder verweigerten Einzellizenzen enthalten und den 
Liefermitgliedstaat dem Empfängerstaat gegenüberstellen. Dazu würden eine Beschreibung 
der Güter und nähere Angaben über den Wert, die Menge und den Endverwender der 
genehmigten Güter gehören. Auch im Falle einer Genehmigungsverweigerung müssten Daten 
im gleichen Umfang sowie der Verweigerungsgrund angegeben werden. 

Verweigerungen 

Die EU-Mitgliedstaaten haben sich im EU-Kodex darauf verständigt, Einzelheiten zu den 
gemäß dem Verhaltenskodex verweigerten Lizenzen unter Angabe des 
Verweigerungsgrundes mitzuteilen. Im Zuge der zweiten jährlichen Überprüfung haben sich 
die Mitgliedstaaten eingehend mit den Informationen befasst, die jede 
Verweigerungsmitteilung enthalten sollte, namentlich die Gründe für die Entscheidung. 

Wir brauchen einen gemeinsamen Ansatz, um präzise festzustellen, was eine Verweigerung 
ist. Einige Mitgliedstaaten sprechen Verweigerungen auf der Grundlage informeller Vorstöße 
potenzieller Exporteure aus. Andere sorgen dafür, dass Anträge, die voraussichtlich abgelehnt 
werden, kein fortgeschrittenes Stadium erreichen, so dass es selten zu offiziellen 
Verweigerungen kommt. Diese Art von informeller Verweigerung, wobei die anderen 
Mitgliedstaaten gar nicht erfahren, dass tatsächlich eine Verweigerung erfolgt ist, könnte 
unbeabsichtigt zur Aushöhlung führen. 

Konsultationen 

Laut Nummer 8 der operativen Bestimmungen des EU-Kodex sollte ein Mitgliedstaat, der 
eine Genehmigung zu erteilen gedenkt, die zuvor von einem anderen Mitgliedstaat für eine im 
Wesentlichen gleiche Transaktion verweigert worden ist, letzteren Staat konsultieren, bevor er 
eine Entscheidung trifft. 

Über die Auslegung des Begriffs �eine im Wesentlichen gleiche Transaktion� haben die 
Mitgliedstaaten viel diskutiert. Wie aus dem Dritten Bericht hervorgeht, haben sie hier 
begrüßenswerte Fortschritte erzielt. 

�� für die erste Zeit eine weit gefasste Auslegung des Begriffs �im Wesentlichen gleiche 
Transaktion� � Bei den anschließenden Konsultationen können dann die erforderlichen 
Erfahrungen gesammelt werden, mit deren Hilfe der Begriff schrittweise präziser definiert 
werden kann.� 

Unklar ist, welche Form die �weit gefasste Auslegung� annehmen soll. Eine Möglichkeit, hier 
weiter zu kommen, wäre, bei der Definition einer �im Wesentlichen gleichen Transaktion� 
davon auszugehen, ob sie im Wesentlichen die gleiche Auswirkungen haben könnte, d.h. den 
Endverwendern zu ähnlichen Fähigkeiten verhelfen oder dieselben Risiken für 
Menschenrechte, regionale Stabilität oder Umleitung mit sich bringen würde. 

Der Dritte Jahresbericht macht deutlich, dass nach Auffassung der Mitgliedstaaten der 
Konsultationsprozess der Schlüssel zur Entwicklung eines gemeinsamen Ansatzes für 
Entscheidungen über Ausfuhrgenehmigungen ist. Im Kodex heißt es jedoch, dass die 
Konsultationen bilateral zwischen den beiden betroffenen Mitgliedstaaten geführt werden, die 
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gehalten sind, die Konsultationen vertraulich zu behandeln. Das Parlament vertritt den 
Standpunkt, dass die Konsultationen multilateral erfolgen sollten, damit das gegenseitige 
Verständnis zwischen den nationalen Verwaltungen gefördert wird. 

Diesbezüglich kennzeichnet der Dritte Jahresbericht einen sehr bedeutsamen Fortschritt: 

�� der Mitgliedstaat, der die Konsultation eingeleitet hat, (wird sich) darum bemühen, im 
Rahmen der Gruppe �COARM� mit den anderen Mitgliedstaaten der Union Informationen 
über die Fälle, in denen sich aus den Konsultationen ergibt, dass zwei Transaktionen nicht im 
Wesentlichen gleich waren, unter Wahrung der Vertraulichkeit auszutauschen, soweit dies mit 
den nationalen Erwägungen vereinbar ist.� 

Nach Meinung Ihres Berichterstatters sollte der Rat darauf aufbauen, mit den Endziel, in 
jedem Stadium des Konsultationsprozesses alle Mitgliedstaaten einzubeziehen. 

Endverwenderkontrollen 

Die Möglichkeit, dass kontrollierte Güter (oder Technologie) auf Umwegen zu 
unerwünschten Endverwendern gelangen oder für unerwünschte Zwecke verwendet werden, 
bedeutet eine große Gefahr für die Wirksamkeit eines jeden Ausfuhrkontrollsystems. 
COARM arbeitet derzeit darauf hin, gemeinsame Standards für die Endverwender- bzw. 
Endverwendungszertifizierung zu vereinbaren. Jede Harmonisierung sollte auf optimalen 
Verfahren beruhen, die sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewährt haben. 

Zu einem wirklich effizienten System der Endverwendungskontrollen sollte folgendes 
gehören: 

• umfassende und gründliche Risikobewertung im Genehmigungsstadium 

• ein fälschungssicheres System der Endverwendungszertifizierung und -dokumentation 

• ausdrückliche Endverwendungszusicherungen in Form eines rechtsverbindlichen Vertrags 

• ein System für Lieferung, Prüfung und Überwachung nach der Ausfuhr mit der 
Möglichkeit der Verhängung von Strafen. 

Es wurde geltend gemacht, dass ein umfassendes System zur Überwachung der 
Endverwendung die Fähigkeiten kleinerer Staaten übersteigt. Wenn dem so ist, ist dies ein 
Grund für COARM, die Möglichkeit der Errichtung eines gemeinsamen EU-
Überwachungssystems zu prüfen. 

Kontrolle der Lizenzfertigung im Ausland 

Das Parlament hat geltend gemacht, dass es zur Kontrolle der Weiterverbreitung von Waffen 
erforderlich ist, die Lizenzfertigung im Ausland zu kontrollieren, da dabei neue 
Produktionsstätten geschaffen werden, die von der ursprünglichen Gastregierung kaum oder 
gar nicht kontrolliert werden können. 

Im Dritten Konsolidierten Bericht wird zugesagt, �die Problematik der in Drittstaaten in 
Lizenz erzeugten Güter� aufzugreifen. Seitdem haben sich die Mitgliedstaaten offenbar auf 
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einen Text verständigt, dem zufolge die Mitgliedstaaten gehalten sind, die Auswirkungen in 
bezug auf Umleitung oder Missbrauch zu prüfen, die sich aus der Lieferung kontrollierter 
Güter zur Verwendung in einer Lizenzfertigungsanlage ergeben würden. Dies soll sowohl für 
die Endverwendung der in Lizenz hergestellten Güter sowie für die vom Mitgliedstaat 
ausgeführte Produktionstechnologie oder Ausrüstung gelten. 

Falls sich dies bestätigt, wäre es ein weiterer bedeutender Fortschritt. Es ist allerdings noch 
nicht klar, ob es eine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten geben wird, 
Einzellizenzfertigungsverträge zu prüfen und genehmigungspflichtig zu machen. 

Förderung der Grundsätze des EU-Kodex 

Laut dem Dritten Jahresbericht wurde �der Dialog mit den Drittstaaten, die sich den 
Grundsätzen des Kodex angeschlossen haben � vertieft, was neuen Initiativen im Hinblick 
auf eine verbesserte Anwendung des Kodex in diesen Ländern sowohl bei der Gesetzgebung 
als auch hinsichtlich der praktischen Anwendung durch die betroffenen Kreise zu verdanken 
ist.� 

Die bevorstehende neuerliche EU-Erweiterung verlangt eine Vertiefung des Dialogs zwischen 
der EU und den Beitrittsländern. Verweigerungsmitteilungen sollten auch den Beitrittsländern 
zugeleitet werden. Die EU sollte die nationalen Berichte über Waffenausfuhren mit den 
Beitrittsländern austauschen, die ihrerseits die erforderlichen Rechtsvorschriften für eine 
ordnungsgemäße Umsetzung des Kodex erlassen sollten. 

Die EU hat außerdem die Möglichkeit der Entwicklung einer Ausfuhrkontrollpolitik in 
Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten geprüft. Ereignisse wie u.a. die vom 
11. September haben diese Frage von der Agenda verdrängt. Gleichwohl dürften diese 
Ereignisse die Bedeutung eines internationalen Verhaltenskodex für Waffenausfuhren 
untermauern. Die Mitgliedstaaten sollten daher die Diskussionen mit den Vereinigten Staaten 
über dieses Thema auf dem nächsten EU-USA-Gipfel energisch wieder in Gang bringen. 

Sonstige Fragen 

Das Parlament hat schon früher eine gemeinsame Liste von Ausrüstungsgütern für 
nichtmilitärische Sicherheitszwecke und polizeiliche Aufgaben gefordert. Die Europäische 
Kommission hat nunmehr einen Vorschlag für einen Gemeinschaftsmechanismus zur 
Kontrolle der Ausfuhren von nichtmilitärischen Ausrüstungsgütern, die zu interner 
Repression benutzt werden könnte, angekündigt. COARM arbeitet weiter an der Entwicklung 
gesetzlicher Kontrollen der elektronischen Weitergabe �von Software-Programmen und von 
Technologien, die mit den in der gemeinsamen Liste aufgeführten Gütern in Zusammenhang 
stehen�. 

Schlussfolgerungen 

Der Verhaltenskodex treibt die Entwicklung einer wirksamen gemeinsamen europäischen 
Politik im Bereich der Waffenausfuhren weiterhin zügig voran. Niemand sollte die 
Fortschritte unterschätzen, die bis jetzt in einem Bereich erzielt wurden, über dem seit eh und 
je ein Mantel des Schweigens und des gegenseitigen Misstrauens lag. 
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Vieles im Dritten Jahresbericht ist jedoch nur eine Bekundung guter Absichten ohne 
Festsetzung eines klaren und konkreten Zeitplans für die notwendigen Fortschritte. Das macht 
es schwierig, greifbare Ergebnisse festzustellen und zu messen. Das Schlusswort kann man 
vielleicht dem Dritten Jahresbericht selbst überlassen: 

�Wenn auch die Ausarbeitung der Grundlagen für ein gemeinsames Konzept der 
Europäischen Union für die Kontrolle der Ausfuhren konventioneller Waffen als 
verwirklicht gelten kann, so kann jedoch nicht von einer definitiv gelungenen Umsetzung 
dieses Konzepts ausgegangen werden ��. 

Mit anderen Worten: Es ist viel getan worden, aber es bleibt auch noch viel zu tun. 


